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M
it den folgenden 
Überlegungen en-
det eine Reihe zu 
formellen Aspekten 
der ärztlichen Auf-

klärung. Dabei geht es insbesonde-
re um deren Verständlichkeit für Pa-
tienten, mit der zugleich die Brücke 
zu materiellen Aufklärungsaspekten 
geschlagen wird, um die es in den 
nächsten Heften gehen wird.

3. Art und Weise
Am Ende formeller Aufklärungsas-
pekte ist noch auf Art und Weise der 
Aufklärung einzugehen, die wieder-
um von der Form der Einwilligung 
zu trennen ist. Dazu heißt es vom 
BGH lapidar [BGH, Urt. vom 20. De-
zember 2022 – Az.: VI ZR 375/21]: 
„Die Einwilligung in den ärztlichen 
Eingriff ist nicht an eine bestimmte 
Form gebunden. Sie kann ausdrück-
lich erfolgen oder sich konkludent 
aus den Umständen und dem gesam-
ten Verhalten des Patienten ergeben 
[…]. Für die Ermittlung des Bedeu-
tungsgehalts des Verhaltens des Pa-
tienten ist dabei maßgeblich, wie es 
aus der Sicht eines objektiven Drit-
ten in der Position des Empfängers – 
des Behandlers – verstanden werden 
musste […]. So kann eine Einwilli-
gung anzunehmen sein, wenn sich 
der Patient bewusst der Behandlung 
unterzieht […].” 
 Die Einwilligung, insbesondere zu 
gravierenden operativen Eingriffen, 
ist dennoch tunlichst schriftlich ein-
zuholen, weil der Arzt im Prozess 
gemäß § 630h Abs. 2 BGB bewei-
sen muss, „dass er eine Einwilligung 
gemäß § 630d eingeholt und ent-
sprechend den Anforderungen des 
§ 630e aufgeklärt hat.” Dabei wie-
derum können sich Aufklärungsver-
säumnisse rächen, weil nach § 630h 
Abs. 3 BGB vermutet wird, dass eine 
dokumentationspflichtige, weil medi-
zinisch gebotene wesentliche Maß-
nahme nicht vorgenommen wurde, 
wenn sie entgegen § 630f Abs. 2 BGB 
nicht ordnungsgemäß dokumentiert 
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wurde, der wiederum Einwilligungen 
und Aufklärungen beispielhaft auf-
zählt. Darauf wird an anderer Stel-
le zurückzukommen sein.

a) Aufklärungsgespräch
Zunächst aber zu Art und Weise der 
Aufklärung: Nach ständiger Rechtspre-
chung bedarf es dafür eines vertrau-
ensvollen Gesprächs zwischen Arzt 
und Patient [BGH, Urt. vom 15. Fe-
bruar 2000 – Az.: VI ZR 48/99]. Da-
ran knüpft der Gesetzgeber an, weil 
die Aufklärung „mündlich” zu erfol-
gen hat, § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
BGB. Dies wiederum setzt regelmä-
ßig ein persönliches Gespräch vis a 
vis voraus. Ausnahmsweise kann es 
aber ebenso fernmündlich am Telefon 
erfolgen, wenn es um einen einfach 
gelagerten Fall geht, während eine te-
lefonische Aufklärung bei komplizier-
ten Eingriffen mit erheblichen Risiken 
regelmäßig unzureichend ist [BGH, 
Urt. vom 15. Juni 2010 – Az.: VI ZR 
204/09]. Im konkreten Fall ging es 
um die typischen Risiken einer An-
ästhesie im Rahmen eines eher ein-
fachen chirurgischen Eingriffs.
 In einem solchen und ähnlich ein-
fach gelagerten Fällen kann deshalb 
fernmündlich aufgeklärt werden, weil 
ein Telefongespräch ebenfalls die 
Möglichkeit bietet, auf individuelle 
Belange des Patienten einzugehen 
und seine Fragen zu beantworten. 
Gleiches gilt, wenn die Aufklärung 
via Videotelefonie erfolgt. § 365 Abs. 
1 Satz 4 SGB V aus dem Abschnitt 
über sog. „telemedizinische Verfah-
ren” führt jedenfalls lapidar aus, dass 
§ 630e BGB zu beachten ist. Im Üb-
rigen wird der Patient durch solche 
modernen Kommunikationsmedien 
nicht als „passives Objekt ärztlicher 
Fürsorge” betrachtet, sondern viel-
mehr als „mündiger Patient auf Augen-
höhe”, der natürlich auf ein persön-
liches Gespräch bestehen kann, und 
zwar unabhängig von Schwere und 
Risiken des Eingriffs. Inhaltlich sind 
bei der (video-)telefonischen Aufklä-
rung selbstverständlich ebenso we-

nig Abstriche erlaubt. Aber dazu an 
späterer Stelle mehr.

b) Verständlichkeit
Es ist aber nicht damit getan, „münd-
lich” aufzuklären. Vielmehr gebietet § 
630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB ferner, 
dass die Aufklärung „für den Patienten 
verständlich sein” muss. Dies erfordert, 
dass sie „für den Patienten sprachlich 
und inhaltlich verständlich” ist, „wo-
bei es auf die individuelle Verständnis-
möglichkeit des Patienten ankommt.” 
Dabei wiederum kann – von Beson-
derheiten abgesehen – „auf den all-
gemeinen Sprachgebrauch im konkre-
ten Kontext abgestellt werden” [BGH, 
Urt. vom 19. Januar 2019 – Az.: VI 
ZR 117/18].
 Eine erste Besonderheit sehen die 
Motive bereits selbst vor [Bundes-
tags-Drucksache 17/10488 S. 25]: 
„Bei einem Patienten, der den Inhalt 
der Aufklärung nach seinem körper-
lichen, geistigen oder seelischen Zu-
stand nur schwer nachvollziehen kann, 
muss die Aufklärung in leichter Sprache 
erfolgen und gegebenenfalls wieder-
holt werden.” Regeln dazu lassen sich 
übrigens relativ leicht im Netz finden. 
Um die sprachliche Verständlichkeit 
geht es ferner, wenn es sich um Men-
schen mit Hörbehinderungen handelt, 
wofür es aber bereits eine gesetzliche 
Lösung gibt. Nach § 17 Abs. 2 SGB 
I haben sie das – von den Leistungs-
trägern zu finanzierende – „Recht, bei 
der Ausführung von Sozialleistungen, 
insbesondere auch bei ärztlichen Un-
tersuchungen und Behandlungen, in 
Deutscher Gebärdensprache […] oder 
über andere geeignete Kommunikati-
onshilfen zu kommunizieren.” Für Pri-
vatpatienten sowie beihilfeberechtigte 
Beamte und deren Angehörige wird es 
sich wohl ebenso verhalten. Ohne es 
ansatzweise überprüft zu haben, dürfte 
es im selben Sinne geregelt sein, weil 
sich die Ausgestaltung dieser Bezie-
hungen jedenfalls im Ausgangspunkt 
zumeist an den Vorschriften der ge-
setzlichen Sozial- und Krankenversi-
cherung orientiert.
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 Etwas komplizierter – mangels ge-
setzlicher Regelung – gestaltet sich 
die Situation bei Patienten, die nicht 
der deutschen Sprache mächtig sind. 
Selbstverständlich muss der Arzt da-
für Sorge tragen, dass sie die Aufklä-
rung verstehen, weil sie anderenfalls 
nicht wirksam einwilligen (können). 
Um die Kosten eines Dolmetschers 
muss er sich dabei zwar nicht sorgen, 
weil sie vom Patienten zu tragen sind 
[Bundestags-Drucksache 17/10488 S. 
25]. Freilich muss gewährleistet sein, 
dass es sich um eine zureichende Dol-
metscherleistung handelt. Dabei ist 
sicher nicht vonnöten, dass es sich 
um einen nach den Dolmetscherge-
setzen der Bundesländer öffentlich 
bestellten und allgemein vereidigten 
Dolmetscher handelt. Jedenfalls bei 
weniger schweren Eingriffen tut es 
sicher ebenso ein Angehöriger des 
Patienten, sofern er der deutschen 
Sprache mächtig ist und den Eingriff 
in seinem Umfang und Risiko zutref-
fend einschätzen kann.
 Im Klinikum beschäftigtes Perso-
nal kann grundsätzlich ebenso als 
Dolmetscher fungieren. Vor Gericht 
könnte es sich aber rächen: Entwe-
der werden diese Personen von der 
Patientenseite ebenfalls verklagt und 
scheiden damit von vornherein als 
Zeugen aus. Aber selbst wenn sie, um 
sich des dafür gebräuchlichen anwalt-
lichen Duktus zu bedienen, nicht als 
Zeugen „abgeschossen” werden, wür-
de man deren Zeugenaussage ähn-
lich einer Parteiaussage würdigen, weil 
sie im Lager der Beklagtenseite ste-
hen, und damit mit eher geringem Be-
weiswert versehen. Umgekehrt wür-
de man übrigens ebenso verfahren, 
wenn übersetzende Angehörige des 
Patienten als Zeugen – auf Klägersei-
te – über die Aufklärung vernommen 
werden (sollten).
 Im Zweifel kann es sich lohnen, bei 
den Leistungsträgern um Hilfe zu er-
suchen (s. etwa §§ 14, 15 SGB I), die 
wahrscheinlich nicht in finanzieller 
Hinsicht, vielleicht aber in sonstiger 
Hinsicht geleistet wird, etwa bei der 
Suche nach einem geeigneten Dolmet-
scher. Ob dagegen geläufige Überset-

zungstools digitaler Art genügen, kann 
bloß im konkreten Einzelfall beurteilt 
werden. Die amtierende Bundesregie-
rung scheint in dieser Hinsicht durch-
aus optimistisch zu sein. Im Koalitions-
vertrag ist nämlich vorgesehen, dass 
„Sprachmittlung auch mit Hilfe digi-
taler Anwendungen […] im Kontext 
notwendiger medizinischer Behand-
lung Bestandteil des SGB V” werden 
soll [Koalitionsvertrag, S. 65 unten]. 
Damit würde sich übrigens zugleich 
das geschilderte Kostenproblem er-
ledigen. Die konkrete Gesetzesiniti-
ative dazu steht aber noch aus und 
es bleibt abzuwarten, ob und wann 
sie kommt.
 Die Aufklärung muss aber nicht 
bloß sprachlich vom Patienten nach-
vollzogen werden können. Darüber 
hinaus muss sie zugleich inhaltlich 
verständlich sein, womit bereits die 
Brücke zu inhaltlichen Anforderungen 
des ärztlichen Aufklärungsgesprächs 
geschlagen ist, auf die an anderer 
Stelle intensiv einzugehen ist.

c) Aufklärungsformulare
Im Kontext formeller Aufklärungs-
aspekte geht es abschließend noch 
um die Relevanz schriftlicher Auf-
klärungsbögen bzw. -formulare. In 
§ 630e Abs. 2 Satz 2 BGB ist vor-
gesehen, dass dem Patienten „Ab-
schriften von Unterlagen, die er im 
Zusammenhang mit der Aufklärung 
und Einwilligung unterzeichnet hat, 
auszuhändigen” sind. Damit ist schon 
einmal klar, dass sie nicht völlig be-
deutungslos sind. Gleichwohl treten 
sie etwas in den Hintergrund, zumin-
dest nach der gesetzlichen Ausgangs-
lage. Nach § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 BGB darf bei der mündlichen Pa-
tientenaufklärung nämlich bloß „er-
gänzend […] auf Unterlagen Bezug 
genommen werden, die der Patient 
in Textform erhält.”
 Im Vordergrund der Aufklärung steht 
von daher das persönliche Gespräch 
zwischen Arzt und Patient, damit sie 
„nicht auf einen lediglich formalen 
Merkposten innerhalb eines Aufklä-
rungsbogens reduziert wird” [Bundes-
tags-Drucksache 17/10488 S. 24]. Wenn 

der BGH früher Merkblätter bei Rou-
tineeingriffen mit überschaubaren Ri-
siken für die Aufklärung hat genügen 
lassen, wenn anschließend noch Ge-
legenheit zu weiteren Informationen 
durch ein Gespräch mit dem Arzt ge-
geben wurde [BGH, Urt. vom 15. Fe-
bruar 2000 – Az.: VI ZR 48/99], ist 
dies nunmehr hinfällig geworden. Viel-
mehr muss unmittelbar das persönliche 
Gespräch mit dem Patienten gesucht 
werden. Wenn er darauf unmissver-
ständlich und ausdrücklich verzichtet, 
um sich stattdessen mit schriftlichen 
Aufklärungsformularen zu begnügen, 
ist es freilich sein gutes Recht (§ 630e 
Abs. 3 BGB). Um Missverständnisse 
zu vermeiden: Aufklärungsbögen sind 
keinesfalls unnötig und machen sehr 
wohl Sinn, insbesondere für Dokumen-
tation und Beweislast, ersetzen aber 
nicht das persönliche Aufklärungsge-
spräch, sondern ergänzen es bloß, in-
dem etwa individuelle Besonderheiten 
darauf handschriftlich vermerkt werden. 
Kurzum: Aufklärungsgespräch und -
bogen müssen lege artis vonstattenge-
hen bzw. formuliert sein, insbesondere 
sprachlich und ebenso inhaltlich ver-
ständlich. Im Übrigen sind die Unter-
lagen dem Patienten auszuhändigen, 
bei einer telemedizinischen Maßnah-
me etwa in digitaler Form.
Schlussendlich sind Aufklärung und 
Einwilligung noch zu dokumentie-
ren. Dies tun Ärzte übrigens nicht 
bloß der Dokumentationspflicht aus 
§ 630f BGB und dem damit gemäß 
§ 630g BGB korrespondierenden 
Akteneinsichtsrecht des Patienten 
wegen, sondern mindestens eben-
so im ureigensten Interesse, weil sich 
vor Gericht nicht bloß Aufklärungs-
defizite rächen (können), sondern Do-
kumentationsversäumnisse im Rah-
men der Beweislast kaum weniger (§ 
630h Abs. 3 BGB). Bevor aber darauf 
eingegangen wird, kommen in den 
nächsten Heften erst einmal mate-
rielle Aufklärungsaspekte zur Spra-
che. ◄
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